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Text 

Gründung von Gruppenpraxen 

§ 52b. (1) Die Gründung einer Gruppenpraxis setzt die 

 1. Eintragung in das Firmenbuch, 

 2. Zulassung durch den Landeshauptmann gemäß § 52c, sofern nicht 

 a) jeder Gesellschafter bereits einen Einzelvertrag mit der örtlich zuständigen 
Gebietskrankenkasse hat oder die zu gründende Gruppenpraxis bereits im Stellenplan 
vorgesehen ist und die Voraussetzungen des Abs. 2 einschließlich der nachweislichen 
Befassung der Landesgesundheitsplattform im Rahmen eines Ausschusses vorliegen oder 

 b) die Gruppenpraxis ausschließlich sozialversicherungsrechtlich nicht erstattungsfähige 
Leistungen zu erbringen beabsichtigt, sowie 

 3. Eintragung in die Ärzteliste 

voraus. 

(2) Die Gründung einer Gruppenpraxis gemäß Abs. 1 Z 2 lit. a hat nach Maßgabe des jeweiligen 
Regionalen Strukturplans Gesundheit (RSG) zu erfolgen und bedarf einer schriftlichen Anzeige an den 
zuständigen Landeshauptmann über eine wechselseitige schriftliche Zusage zwischen der Gesellschaft 
oder Vorgesellschaft und der örtlich zuständigen Gebietskrankenkasse über einen unter Bedachtnahme 
auf den jeweiligen RSG abzuschließenden Gruppenpraxis-Einzelvertrag (§ 342a ASVG in Verbindung 
mit § 342 ASVG) hinsichtlich des Leistungsangebots (Leistungsvolumen einschließlich 
Personalausstattung, Leistungsspektrum und Öffnungszeiten unter Berücksichtigung von Tagesrand- und 
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Nachtzeiten, Sams-, Sonn- und Feiertagen sowie erforderlichenfalls Bereitschaftszeiten). Mit der Anzeige 
hat der Landeshauptmann unverzüglich die jeweilige Landesgesundheitsplattform im Rahmen eines 
Ausschusses zu befassen. Die Gründung einer Gruppenpraxis, die im Stellenplan bereits vorgesehen ist, 
deren Gesellschafter aber nicht bereits über einen Einzelvertrag mit der örtlich zuständigen 
Gebietskrankenkasse verfügen (Abs. 1 Z 2 lit. a zweiter Satzteil), ist überdies der gesetzlichen 
Interessenvertretung privater Krankenanstalten des betreffenden Bundeslandes anzuzeigen. 

(3) Die Gruppenpraxis darf ihre ärztliche Tätigkeit nur nach Eintragung in die Ärzteliste, die 
gegebenenfalls erst nach Zulassung gemäß § 52c oder Befassung der Landesgesundheitsplattform im 
Rahmen eines Ausschusses gemäß Abs. 2 letzter Satz erfolgen darf, aufnehmen. 

(4) Wenn eine Gruppenpraxis gemäß Abs. 1 Z 2 lit. b sozialversicherungsrechtlich erstattungsfähige 
Leistungen erbringt, sind diesbezüglich geschlossene Behandlungsverträge hinsichtlich des Honorars 
nichtig, worüber der Patient vor Inanspruchnahme der Leistung nachweislich aufzuklären ist. Gleiches 
gilt, wenn eine Gruppenpraxis gemäß Abs. 1 Z 2 lit. a oder eine gemäß § 52c zugelassene Gruppenpraxis 
über das zugelassene Leistungsangebot hinaus sozialversicherungsrechtlich erstattungsfähige Leistungen 
erbringt. 
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